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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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20320
Verordnung

zur Übertragung von Befugnissen
nach § 123 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen

Vom 24. August 2012

Auf Grund des § 123 Absatz 4 Satz 2 des Justizgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. 
S. 30), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. April 
2011 (GV. NRW. S. 199), wird verordnet:

§ 1
Stundung und Niederschlagung

(1) Zuständig für die Stundung und die Niederschlagung 
von Gerichtskosten mit Ausnahme von Gerichtskosten in 
Insolvenzverfahren und von sonstigen Ansprüchen der in 
§ 123 Absatz 1 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 
genannten Art, die bei Gerichten oder Staatsanwaltschaf-
ten entstanden sind, ist die Leiterin oder der Leiter der mit 
Vollstreckungsaufgaben betrauten Gerichtskasse. Die 
Zuständigkeit besteht unabhängig davon, ob die Ansprüche 
der Gerichtskasse zur Einziehung überwiesen worden sind.

(2) Für die Stundung und die Niederschlagung der in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Ansprüche, die nach der 
Strafvollstreckungsordnung und der Einforderungs- und 
Beitreibungsanordnung (AV d. JM vom 1. August 2011 – 
4300 – III. 21 –, JMBl. NRW S. 154) beizutreiben sind, ist 
die dort bestimmte Vollstreckungsbehörde zuständig. Die 
Behandlung von Gerichtskosten in Insolvenzverfahren 
richtet sich nach §§ 4 a und 4 b der Insolvenzordnung 
vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2866), zuletzt geändert 
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2854).

(3) Bei Anträgen auf Erlass von Ansprüchen im Sinne 
von Absatz 1 sind auch die Leitungen der Behörden nach 
§§ 2 und 3 im Rahmen ihrer Zuständigkeit zur Stundung 
und zur Niederschlagung befugt.

(4) Zuständig für die Stundung und die Niederschlagung 
von Ansprüchen im Sinne von Absatz 1 aus dem Bereich 
des Justizvollzugs (insbesondere Haftkostenbeiträge) ist 
die Leiterin oder der Leiter der Landeskasse Düsseldorf.

§ 2
Erlass

(1) Zuständig für den Erlass von Ansprüchen nach § 1 
aus dem Bereich der ordentlichen Gerichtsbarkeit von 
Beträgen bis zu 15.000 Euro ist die Präsidentin oder der 
Präsident des Landgerichts oder Amtsgerichts. Zustän-
dig für den Erlass von Ansprüchen nach § 1 aus dem 
Bereich der ordentlichen Gerichtsbarkeit von Beträgen 
bis zu 30.000 Euro ist die Präsidentin oder der Präsident 
des Oberlandesgerichts, darüber hinaus das Justizminis-
terium. Zuständig für den Erlass von Ansprüchen nach 
§ 1 aus dem Bereich des Justizvollzugs von Beträgen bis 
zu 30.000 Euro ist die Leitung der Justizvollzugsanstalt, 
darüber hinaus das Justizministerium.

(2) Über Beschwerden gegen die Entscheidung der Prä-
sidentin oder des Präsidenten des Landgerichts (Amtsge-
richts) entscheidet die Präsidentin oder der Präsident des 
Oberlandesgerichts, über Beschwerden gegen deren oder 
dessen Entscheidung das Justizministerium. Über 
Beschwerden gegen die Entscheidung der Leitung der 
Justizvollzugsanstalt entscheidet das Justizministerium.

§ 3
Besondere Zuständigkeiten

(1) Die vorstehenden Bestimmungen gelten für die Berei-
che der Verwaltungs- und der Sozialgerichtsbarkeit ent-
sprechend.

An die Stelle der Präsidentin oder des Präsidenten des 
Landgerichts (Amtsgerichts) treten die Präsidentin oder 
der Präsident des Verwaltungsgerichts und die Präsiden-
tin oder der Präsident des Sozialgerichts. An die Stelle 
der Präsidentin oder des Präsidenten des Oberlandesge-
richts treten die Präsidentin oder der Präsident des 

Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-West-
falen und die Präsidentin oder der Präsident des Landes-
sozialgerichts Nordrhein-Westfalen.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten für die Arbeits- 
und die Finanzgerichtsbarkeit mit der Maßgabe entspre-
chend, dass an die Stelle der Präsidentin oder des Präsiden-
ten des Landgerichts (Amtsgerichts) sowie der Präsidentin 
oder des Präsidenten des Oberlandesgerichts die Präsiden-
tin oder der Präsident des Landesarbeitsgerichts und die 
Präsidentin oder der Präsident des Finanzgerichts treten.

(2) Die Leitung der mit Vollstreckungsaufgaben betrau-
ten Gerichtskasse ist hinsichtlich der in § 1 bezeichneten 
Ansprüche auch für die Stellung von Anträgen und die 
Abgabe von Erklärungen in Insolvenz- und Schuldenbe-
reinigungsverfahren zuständig, soweit die Landeskasse 
beteiligt ist. Die Zuständigkeit besteht unabhängig 
davon, ob die Ansprüche der Gerichtskasse zur Einzie-
hung überwiesen worden sind.

§ 4
Erlass bei bestimmten Arten von Fällen

(1) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, bei Umschrei-
bung eines Grundbuchblatts oder bei der Neufassung eines 
Teils eines Grundbuchblatts wegen Raummangels, Unüber-
sichtlichkeit oder aus Vereinfachungsgründen für Eintra-
gungen (Löschungen) in den Abteilungen I bis III des 
Grundbuchs, die nicht nach § 82 der Grundbuchordnung 
erzwungen werden können, die bei der einzelnen Eintra-
gung entstehenden Gebühren bis zur Höhe von 25 Euro 
ganz und darüber hinaus bis zur Hälfte zu erlassen, wenn

1.  die Eintragung zur Berichtigung, Vereinfachung oder 
übersichtlichen Gestaltung des Grundbuchs angezeigt 
erscheint,

2.  die Eintragung auf Antrag vorzunehmen ist und

3.  das Grundbuchamt den Antrag schriftlich angeregt 
oder vor Antragstellung in sonstiger Weise als der 
Grundbuchbereinigung dienlich bezeichnet hat.

Wird durch Eintragungen oder Löschungen ein Amtslö-
schungsverfahren (§ 84 ff. der Grundbuchordnung) erspart, 
kann die Eintragungsgebühr in voller Höhe erlassen wer-
den.

(2) Für die Gebühr des § 72 des Gesetzes über die Kosten 
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Kostenordnung) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 11. Juli 2011 (BGBl. I S. 1338), gelten die vorstehen-
den Regelungen entsprechend.

(3) Die Ermächtigung zum Erlass von Gebühren in den 
vorstehenden Fällen [§§ 23, 28 und 33 der Verordnung zur 
Durchführung der Grundbuchordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Januar 1995 (BGBl. I S. 114), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. 
August 2009 (BGBl. I S. 2713)], kann ihren Zweck, einen 
Anreiz zur Grundbuchbereinigung zu schaffen, nur dann 
erfüllen, wenn die Beteiligten und Kostenschuldner früh-
zeitig von der beabsichtigten Blattumschreibung unter-
richtet werden. Die Beteiligten sind daher in den Fällen, 
in denen ein Gebührennachlass oder -erlass in Aussicht 
genommen ist, frühzeitig vor dem Beginn der Umschrei-
bungsarbeiten schriftlich auf die möglichen Vergünstigun-
gen hinzuweisen. Im Anschluss an diesen Hinweis soll den 
Beteiligten ein ausreichender Zeitraum für die Beschaf-
fung der erforderlichen Unterlagen belassen werden. Ist 
den Beteiligten in dieser Weise ein Gebührennachlass oder 
-erlass in Aussicht gestellt und eine bestimmte Frist 
bewilligt worden, können die Gebühren aus Gründen der 
Billigkeit auch dann nach vollzogener Umschreibung 
erlassen werden, wenn das Grundbuchamt gehalten war, 
vor dem Ablauf dieser Frist umzuschreiben.

(4) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die der 
Durchführung der nachstehend aufgeführten förderungs-
würdigen Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruk-
tur dienen, die Gerichtsgebühren mit Ausnahme der 
Beurkundungs- und Beglaubigungsgebühren in demsel-
ben Umfang zu erlassen, in dem Kosten im Falle der 
gesetzlichen Gebührenbefreiung nicht erhoben würden.
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Die förderungswürdigen Maßnahmen sind:

Aussiedlung, Teilaussiedlung, Betriebszweigaussiedlung, 
bauliche Maßnahmen in Altgehöften, Aufstockungen und 
freiwilliger Landtausch im Rahmen der Richtlinien des 
Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Der Nachweis über die Förderungswürdigkeit der Maß-
nahme wird durch Vorlage einer Bescheinigung der 
Bewilligungsbehörde geführt, dass der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller auf Grund der Richtlinien des 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-
Westfalen Förderungsmittel (Darlehen, Zinsverbilligung, 
Zuschüsse, Vorschüsse) bewilligt worden sind.

Bewilligungsbehörden sind

1.  bei der Aussiedlung, Teilaussiedlung, Betriebszweig-
aussiedlung, baulichen Maßnahmen im Altgehöft und 
der Aufstockung:

  die Direktorinnen oder Direktoren der Landwirt-
schaftskammern Rheinland und Westfalen-Lippe als 
Landesbeauftragte und

2.  beim freiwilligen Landtausch:

  die zuständige Bezirksregierung (ehemals: Amt für 
Agrarordnung).

(5) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, die Gerichtskos-
ten, die bei Eintragungen im Grundbuch oder in öffentli-
chen Registern allein aus Anlass der kommunalen Neu-
gliederung entstehen, zu erlassen. Dasselbe gilt für 
zusätzliche Gerichtskosten aus Anlass der Eröffnung 
letztwilliger Verfügungen bei verschiedenen Gerichten 
[§ 344 Absatz 6, § 350 des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586, 2587), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1577)]. Eintragungen aus 
Anlass der kommunalen Neugliederung, die gemeinsam 
mit anderen Eintragungen vorgenommen werden, sind bei 
der Gebührenberechnung unberücksichtigt zu lassen.

(6) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, die Gebühr für 
die Beurkundung einer eidesstattlichen Versicherung zur 
Erlangung von Erbscheinen für Zwecke des Lastenaus-
gleichs nur nach dem Wert des Ausgleichsanspruchs zu 
berechnen.

(7) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, die gerichtliche 
Auslagen in Grundbuchsachen zu erlassen, soweit sie in 
landwirtschaftlichen Siedlungsverfahren nach dem 
Reichssiedlungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 2331-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 8 
Absatz 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2355, 
2386) oder dem Gesetz über die Angelegenheiten der Ver-
triebenen und Flüchtlinge in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. August 2007 (BGBl. I S. 1902), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 2426), entstehen und die betreffenden 
gerichtlichen Geschäfte nach § 29 des Reichssiedlungs-
gesetzes gebührenfrei sind.

(8) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, die Gerichts-
kosten zu erlassen, die bei der Erteilung von Abschriften 
(Abdrucken) oder Auszügen aus den bei den Amtsgerich-
ten geführten Registern und Akten an die nach dem 
Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen 
Beschäftigung vom 23. Juli 2004 (BGBl. I S. 1842), zuletzt 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. November 2011 
(BGBl. I S. 2258), zuständigen Behörden entstehen.

(9) Die Amtsgerichte werden ermächtigt, die Gerichts-
kosten zu erlassen, die für Grundbuchgeschäfte zur 
Sicherung von Sanierungsdarlehen im Rahmen der Woh-
nungseigentumssicherungshilfe entstehen. Der Nachweis 
der Zusage von Wohnungseigentumssicherungshilfe und 
der zur Sanierung erforderlichen Grundbuchgeschäfte 
wird durch Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung 
der NRW.BANK geführt.

(10) In den Fällen, in denen die Amtsgerichte ermächtigt 
sind, die Gerichtskosten zu erlassen, ist die oder der mit 
der Sachbearbeitung befasste Richterin oder Richter 
oder Rechtspfl egerin oder Rechtspfl eger für die Entschei-

dung über den Erlass oder die Erstattung der Kosten 
zuständig. In diesen Fällen ist nur zu prüfen, ob die in 
der Ermächtigung genannten Voraussetzungen gegeben 
sind. Die Entscheidung ist eine Angelegenheit der Justiz-
verwaltung.

§ 5
Inkrafttreten, Berichtspflicht

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die 
Verordnung zur Übertragung von Befugnissen nach § 2 
des Gerichtsgebührenbefreiungsgesetzes vom 6. Dezem-
ber 1982 (GV. NRW. 1983 S. 2) außer Kraft.

(2) Das Justizministerium berichtet der Landesregierung 
bis zum 31. Dezember 2017 und anschließend alle fünf 
Jahre über die Notwendigkeit des Fortbestehens dieser 
Verordnung.

Düsseldorf, den 24. August 2012

Der Justizminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Thomas  K u t s c h a t y

– GV. NRW. 2012 S. 384

20320
Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über die Gewährung 
eines Zuschlags zu den Dienstbezügen 

bei begrenzter Dienstfähigkeit
Vom 28. August 2012

Auf Grund des § 72 a Absatz 2 Satz 1 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fas-
sung (Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung vom 6. 
August 2002 (BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 28. August 2006 (BGBl. I. S. 2039, 2042), wird 
verordnet:

Artikel 1
Änderung der Verordnung über die Gewährung 

eines Zuschlags zu den Dienstbezügen 
bei begrenzter Dienstfähigkeit

§ 4 der Verordnung über die Gewährung eines Zuschlags 
zu den Dienstbezügen bei begrenzter Dienstfähigkeit 
vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 407) wird wie folgt 
geändert:

1.  In der Überschrift wird das Semikolon und das Wort 
„Außer-Kraft-Treten“ gestrichen.

2.  Die Wörter „und mit Ablauf des 31. Dezember 2012 
außer Kraft“ werden gestrichen.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 28. August 2012

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin
Hannelore  K r a f t

Die Ministerin
für Schule und Weiterbildung

zugleich für
die Ministerin für Gesundheit,
Emanzipation, Pfl ege und Alter

Sylvia  L ö h r m a n n
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Der Finanzminister
Dr. Norbert  W a l t e r-B o r j a n s

Der Minister
für Wirtschaft, Energie, Industrie,

Mittelstand und Handwerk
Garrelt  D u i n

Der Minister
für Arbeit, Integration und Soziales

Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister 
zugleich für

den Minister für Inneres und Kommunales
Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft,

Natur- und Verbraucherschutz
Johannes  R e m m e l

Der Minister
für Bauen, Wohnen,

Stadtentwicklung und Verkehr
Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin
für Familie, Kinder, Jugend,

Kultur und Sport
Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2012 S. 385

7126
Bekanntmachung des Inkrafttretens

des Staatsvertrages über die Gründung
der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder

(GKL-StV)
Vom 28. August 2012

Nachdem am 29. Juni 2012 alle Ratifi kationsurkunden 
bei der Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Ham-
burg hinterlegt waren, ist der Staatsvertrag gemäß seines 
§ 20 Absatz 1 am 1. Juli 2012 in Kraft getreten. 

Düsseldorf, den 28. August 2012

Die Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Hannelore  K r a f t

Staatsvertrag über die Gründung 
der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder

(GKL-StV)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
(im Folgenden: „die Vertragsländer“ genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

§ 1
Errichtung, Rechtsform, Sitz

(1) Die Vertragsländer errichten mit Wirkung zum 1. Juli 
2012 eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 
unter der Bezeichnung

„GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder“

(im Folgenden „Anstalt“).

Sie hat das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen der 
nachfolgenden Bestimmungen.

(2) Die Anstalt hat einen Sitz in der Freien und Hanse-
stadt Hamburg und einen Sitz in München. Der für den 
Gerichtsstand und die Bestimmung der zuständigen 
Behörden maßgebliche Sitz befi ndet sich in der Freien 
und Hansestadt Hamburg.

(3) Für die Anstalt gilt das Recht der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, soweit in diesem Staatsvertrag oder in 
der Satzung der Anstalt nichts anderes bestimmt ist.

§ 2
Zweck der Anstalt

(1) Aufgabe der Anstalt ist die Wahrnehmung der ord-
nungsrechtlichen Aufgabe der Sicherstellung eines aus-
reichenden Glücksspielangebotes durch Veranstaltung 
von staatlichen Klassenlotterien und ähnlichen Spielan-
geboten (Glücksspiele).

(2) Die Anstalt darf sich an anderen Unternehmen betei-
ligen oder mit solchen kooperieren, soweit es der Erfül-
lung ihrer Aufgaben aus diesem Vertrag dient.

§ 3
Organe

Die Organe der Anstalt sind:

1.  die Versammlung der Trägerländer,

2.  der Vorstand.

§ 4
Versammlung der Trägerländer

(1) In der Versammlung der Trägerländer (Gewährträger-
versammlung) nehmen die Vertragsländer ihre Rechte als 
Träger der Anstalt wahr.

(2) Jedes Vertragsland entsendet eine Vertreterin oder 
einen Vertreter in die Gewährträgerversammlung. Jedes 
Vertragsland verfügt über so viele Stimmen, wie ihm 
nach dem bis 31. Dezember des Vorjahres im Bundesan-
zeiger veröffentlichten Königsteiner Schlüssel Prozent-
punkte zustehen.

(3) Die Gewährträgerversammlung überwacht die 
Geschäftsführung und bestimmt die Grundzüge der 
Geschäftspolitik. Sie vertritt die Anstalt gerichtlich und 
außergerichtlich gegenüber dem Vorstand sowie dem 
Abschlussprüfer und Prüfern für außerordentliche Prü-
fungen bei der Erteilung des Prüfungsauftrags und dem 
Abschluss der Honorarvereinbarung.

(4) Die Mitglieder der Gewährträgerversammlung wäh-
len aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stell-
vertreter für jeweils zwei Jahre. Der Vorsitzende bereitet 
die Sitzungen der Gewährträgerversammlung vor.

(5) Die Gewährträgerversammlung beschließt über:

1.  die Satzung und deren Änderung,

2.  Änderungen des Verteilungsschlüssels für Gewinn und 
Verlust der Anstalt und für die Einnahmen aus der 
Lotteriesteuer auf die Vertragsländer,
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3.  den Abschluss von Unternehmensverträgen,

4.  die Feststellung des Jahresabschlusses,

5.  die Ergebnisverwendung,

6.  die Wahl des Abschlussprüfers und von Prüfern für 
außerordentliche Prüfungen,

7.  den Erwerb oder die vollständige oder teilweise Ver-
äußerung von Beteiligungen an anderen Unterneh-
men,

8.  die Geschäftsordnung für den Vorstand,

9.  die Bestellung, Anstellung, Abberufung und Kündi-
gung der Mitglieder des Vorstandes,

10.  die Entlastung der Vorstandsmitglieder,

11.  den Wirtschaftsplan,

12.  neue Glücksspielangebote, die bei der Erlaubnisbe-
hörde beantragt werden sollen,

13.  Grundsatzfragen der Produktentwicklung, des Ver-
triebs und der Werbung,

14.  die Aufnahme von Krediten,

15.  andere Angelegenheiten nach Bestimmung der Sat-
zung.

Beschlüsse der Gewährträgerversammlung bedürfen der 
Mehrheit der bei der Abstimmung vertretenen Stimmen 
und der Mehrheit der an der Abstimmung teilnehmenden 
Vertragsländer. Beschlüsse nach Satz 1 Nummern 1, 2 
und 3 sind einstimmig zu treffen; Stimmenthaltungen 
stehen der Einstimmigkeit nicht entgegen.

(6) Die Gewährträgerversammlung kann sich für weitere 
Arten von Geschäften die Zustimmung vorbehalten.

(7) Die Gewährträgerversammlung bildet Ausschüsse 
nach Maßgabe der Satzung.

§ 5
Vorstand

(1) Die Anstalt wird von einem Vorstand geleitet, der die 
Geschäfte der Anstalt in eigener Verantwortung nach 
kaufmännischen Grundsätzen unter Beachtung der Sorg-
falt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftslei-
ters führt. Er ist an die Beschlüsse der Gewährträger-
versammlung gebunden. Der Vorstand hat der 
Gewährträgerversammlung nach Maßgabe der Satzung 
regelmäßig über die beabsichtigte Geschäftspolitik und 
den Gang der Geschäfte zu berichten. Er vertritt die 
Anstalt gerichtlich und außergerichtlich; § 4 Absatz 3 
Satz 2 bleibt unberührt.

(2) § 93 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Absatz 6 
des Aktiengesetzes ist in Bezug auf den Vorstand entspre-
chend anzuwenden.

§ 6
Glücksspielaufsicht

(1) Die Anstalt unterliegt der Glücksspielaufsicht der 
zuständigen Behörde der Freien und Hansestadt Ham-
burg, sofern dies glücksspielrechtlich zulässig ist.

(2) Die Veranstaltungen der Anstalt bedürfen jeweils der 
Erlaubnis der Glücksspielaufsicht nach Absatz 1, soweit 
dies gesetzlich erforderlich ist. Soweit glücksspielrechtli-
che Regelungen nicht entgegenstehen, gilt die Erlaubnis 
für das Gebiet aller Vertragsländer.

§ 7
Staatsaufsicht

Die Anstalt unterliegt der Staatsaufsicht. Die Staatsauf-
sicht ist Rechtsaufsicht. Sie wird im Benehmen mit den 
anderen Vertragsländern von der Finanzbehörde der 
Freien und Hansestadt Hamburg ausgeübt.

§ 8
Vertriebsstruktur

(1) Die Anstalt kann die von ihr veranstalteten Glücks-
spiele selbst vertreiben.

(2) Soweit glücksspielrechtliche Regelungen nicht entge-
genstehen, kann die Anstalt mit dem Vertrieb ihrer 
Glücksspiele auch geeignete Dritte (Vermittler) beauftra-
gen, insbesondere die von der NKL Nordwestdeutsche 
Klassenlotterie (NKL) und der SKL Süddeutsche Klas-
senlotterie (SKL) beauftragten Staatlichen Lotterie-Ein-
nehmer und Amtlichen Verkaufsstellen. Die Anstalt stellt 
sicher, dass hierdurch die Transparenz und Kontrollier-
barkeit der Veranstaltung nicht beeinträchtigt wird und 
der beauftragte Dritte an Weisungen der Anstalt als Ver-
anstalterin gebunden ist. Ungeachtet sonstiger Weisun-
gen sind die beauftragten Dritten verpfl ichtet, der 
Anstalt die durch den Losabsatz erzielten Umsätze auf-
geschlüsselt nach dem Wohnsitz der Spielteilnehmer in 
den einzelnen Vertragsländern nachzuweisen. Beauftragt 
die Anstalt Dritte, kann sie sich bestimmte Kundengrup-
pen und Vertriebswege vorbehalten.

(3) § 17 Absatz 2 bleibt unberührt.

§ 9
Gewinn- und Lotteriesteuerverteilung

(1) Die Gewinne und die Einnahmen aus der Lotterie-
steuer sind angemessen unter den Vertragsländern aufzu-
teilen.

(2) Der Gewinn aus der Veranstaltung der Glücksspiele 
und die Lotteriesteuer werden unter den Vertragsländern 
nach dem Verhältnis der Umsätze, die durch den Losab-
satz an Spielteilnehmer mit Wohnsitz in dem jeweiligen 
Vertragsland erzielt wurden, zu den aus dem Losabsatz 
erzielten Umsätzen im gesamten Lotteriegebiet verteilt 
(Lotteriepotential).

§ 10
Haftung

(1) Die Vertragsländer haften als Gewährträger für die 
Verbindlichkeiten der Anstalt, soweit für Gläubiger aus 
dem Vermögen der Anstalt Befriedigung nicht zu erlan-
gen ist.

(2) Der auf das jeweilige Vertragsland entfallende Anteil 
an der Gewährträgerhaftung entspricht dem durch-
schnittlichen Anteil des jeweiligen Vertragslandes im 
Rahmen der Gewinn- und Lotteriesteuerverteilung nach 
§ 9 in den letzten drei Jahren vor Eintritt des Haftungs-
falls nach Absatz 1. Sind bei Eintritt des Haftungsfalls 
weniger als drei Jahre seit Inkrafttreten dieses Staatsver-
trags vergangen, bestimmt sich die Haftung nach dem 
durchschnittlichen Anteil des jeweiligen Vertragslandes 
seit Gründung der Anstalt.

§ 11
Satzung

(1) Im Übrigen werden die Aufgaben und Geschäfte der 
Anstalt, ihre Vertretung, die Rechtsverhältnisse der 
Anstalt und ihrer Organe sowie die Grundlagen der 
Buchführung, Rechnungslegung und Prüfung durch Sat-
zung geregelt.

(2) Die Satzung und jede Änderung ist in den Amtsblät-
tern der Vertragsländer bekannt zu machen.

§ 12
Gesamtrechtsnachfolge und Auflösung 

von NKL und SKL

(1) Mit Gründung der Anstalt zum 1. Juli 2012 gehen im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge sämtliche Gegenstände 
des Aktiv- und Passivvermögens, Rechte, Verbindlichkei-
ten und Pfl ichten, insbesondere auch behördliche Geneh-
migungen und Erlaubnisse, Arbeitsverhältnisse und Ver-
triebsverträge von der NKL und der SKL auf die Anstalt 
über; NKL und SKL sind mit Errichtung der Anstalt 
ohne Abwicklung aufgelöst.

(2) Für Rechtshandlungen, die bei der Übertragung des 
Vermögens und der Übertragung der Rechte, Verbindlich-
keiten und Pfl ichten nach Absatz 1 auf die Anstalt erfor-
derlich sind, werden Abgaben und Kosten der Vertrags-
länder und der ihrer Aufsicht unterstehenden 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts 
nicht erhoben.
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§ 13
Aufbringung der Mittel

(1) Die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderli-
chen Mittel erhält die Anstalt aus der Einbringung der 
mit Ablauf des 30. Juni 2012 aufgelösten Anstalten NKL 
und SKL (Altanstalten) im Wege der Gesamtrechtsnach-
folge gemäß § 12 Absatz 1.

(2) Die Vertragsländer werden sicherstellen, dass die 
Anstalt zum 1. Juli 2012 über ein Nettovermögen (Summe 
der Aktiva abzüglich Verbindlichkeiten einschließlich 
Rückstellungen) von mindestens 25 Millionen Euro ver-
fügt.

(3) Der von den Trägerländern der jeweiligen Altanstal-
ten im Wege der Gesamtrechtsnachfolge nach § 12 Absatz 
1 einzubringende Anteil am Nettovermögen der Anstalt 
bemisst sich nach Absatz 5. Weicht der tatsächlich auf 
diesem Weg eingebrachte Anteil am Nettovermögen der 
Anstalt von den Vorgaben des Absatzes 5 ab, fi ndet im 
Innenverhältnis zwischen den Vertragsländern ein Aus-
gleich nach Maßgabe der Absätze 6 und 7 statt.

(4) Im Folgenden gilt:

1.  „Soll-Anteil“ ist der von den Trägerländern der 
jeweiligen Altanstalt nach Absatz 5 im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge nach § 12 Absatz 1 zum 1. Juli 
2012 einzubringende Anteil an dem Nettovermögen 
der Anstalt.

2.  „Ist-Anteil“ ist der Anteil der Trägerländer der jewei-
ligen Altanstalt an dem im Wege der Gesamtrechts-
nachfolge nach § 12 Absatz 1 auf die Anstalt überge-
gangenen Nettovermögen zum Stand 1. Juli 2012. 

3.  „Differenz-Anteil“ ist der Anteil am Nettovermögen 
der Anstalt, um den ein Ist-Anteil den Soll-Anteil 
übersteigt oder hinter ihm zurückbleibt.

4.  „Ausgleichsbetrag“ ist das Produkt des Differenz-
Anteils mit dem Nettovermögen der Anstalt zum 
1. Juli 2012.

(5) Der Soll-Anteil der Trägerländer der NKL an der 
Aufbringung der Mittel nach Absatz 1 entspricht der 
Summe der Anteile der Trägerländer der NKL an dem 
für 2011 gültigen Königsteiner Schlüssel. Satz 1 gilt für 
den Soll-Anteil der Trägerländer der SKL entsprechend. 

(6) Unterschreitet der Ist-Anteil der Trägerländer einer 
Altanstalt den Soll-Anteil nach Absatz 5, so steht der 
Anstalt ein Anspruch auf Erstattung des Ausgleichsbe-
trages zuzüglich Zinsen in Höhe von einem Prozentpunkt 
über dem Basiszinssatz ab dem 1. Juli 2012 gegen die 
Trägerländer der jeweiligen Altanstalt als Gesamtschuld-
ner zu. Die Verteilung im Innenverhältnis zwischen den 
Trägerländern dieser Altanstalt erfolgt nach dem für 
2011 gültigen Königsteiner Schlüssel. Der Anspruch der 
Anstalt wird ab dem 1. Januar 2015 durch Verrechnung 
mit den Anteilen der Trägerländer der Altanstalt am 
Ergebnis der Anstalt gemäß § 9 Absatz 2 abgegolten.

(7) Übersteigt der Ist-Anteil der Trägerländer einer Alt-
anstalt den Soll-Anteil nach Absatz 5, so wird ab dem 1. 
Januar 2015 der Ausgleichsbetrag an die Trägerländer 
dieser Altanstalt aus dem Ergebnis der Anstalt vor Ver-
teilung des Gewinns nach § 9 bezahlt, zuzüglich Zinsen 
in Höhe von einem Prozentpunkt über dem Basiszinssatz 
seit 1. Juli 2012. Im Innenverhältnis der Trägerländer die-
ser Altanstalt gilt der Verteilungsmaßstab nach Absatz 6 
Satz 2.

§ 14
Grundkapital

Die Anstalt wird mit einem Grundkapital von 2 Millio-
nen Euro ausgestattet. Die Vertragsländer leisten die Ein-
lagen auf das Grundkapital durch Sacheinlage des Ver-
mögens der Altanstalten gemäß § 12 Absatz 1.

§ 15
Personalvertretung

(1) Für die Anstalt fi nden das Bundespersonalvertre-
tungsgesetz und die dazu ergangenen Rechtsverordnun-
gen entsprechende Anwendung.

(2) Die beiden Standorte der Anstalt in der Freien und 
Hansestadt Hamburg und München sind jeweils Dienst-
stellen im Sinne des § 6 Absatz 1 des Bundespersonalver-
tretungsgesetzes.

(3) In den Fällen des § 71 Absatz 1 Satz 4 des Bundes-
personalvertretungsgesetzes ist der für die betroffene 
Dienststelle örtlich zuständige jeweilige Präsident des 
Oberverwaltungsgerichts oder ein von ihm Beauftragter, 
der die Befähigung zum Richteramt haben muss, Vorsit-
zender der Einigungsstelle.

§ 16
Institutionelle Übergangsregelungen

(1) Bis zur Beschlussfassung über die Satzung nach § 11 
gilt die als Anlage beigefügte Gründungssatzung.

(2) Der Erste Vorstand der Anstalt besteht aus den 
jeweils zwei Personen, die für die Altanstalten bis zum 
Ablauf des 30. Juni 2012 Geschäftsleitungsaufgaben 
wahrgenommen haben. Die Mitglieder des Ersten Vor-
stands sind nicht einzelvertretungsberechtigt.

(3) Die Vertragsländer tragen dafür Sorge, dass spätes-
tens bis zum 31. Juli 2012 die konstituierende Sitzung 
der Gewährträgerversammlung stattfi nden wird. Sie 
wird vorbereitet und geleitet vom Vertreter des Landes, 
das bei Vertragsschluss den Vorsitz in der Finanzminis-
terkonferenz führt.

(4) Nach der Gründung der Anstalt werden unverzüglich 
Personalvertretungen in den Dienststellen Hamburg und 
München gewählt. Bis zur konstituierenden Sitzung des 
neuen Personalrats, längstens jedoch bis zum 31. Dezem-
ber 2012, führen die bisherigen Personalräte von NKL 
und SKL kommissarisch die Geschäfte einer Personal-
vertretung für ihren jeweiligen Betrieb.

§ 17
Besondere Regelungen

(1) Die Lotteriesteuerverteilung für die Glückspiele, die 
vor Inkrafttreten dieses Staatsvertrages von einer Altan-
stalt veranstaltet wurden, richtet sich bis einschließlich 
Geschäftsjahr 2014 nach der Regelung im Staatsvertrag 
dieser Altanstalt (§ 11 NKL-StV; Artikel 8 SKL-StV).

(2) Lotterien nach Absatz 1 werden wie bisher von Lot-
terie-Einnehmern und Verkaufsstellen vertrieben. Die 
bisherigen Lotterie-Einnehmer der NKL werden mit 
Ablauf des 30. Juni 2012 Lotterie-Einnehmer der Anstalt 
für den Vertrieb von Lotterien, die vor lnkrafttreten die-
ses Staatsvertrages von der NKL veranstaltet worden 
sind. Die dazu mit der NKL vereinbarten Vertriebsver-
träge und die den Lotterie-Einnehmern erteilten glücks-
spielrechtlichen Erlaubnisse gelten fort. Die Sätze 2 und 
3 gelten für die Staatlichen Lotterie-Einnehmer und 
Amtlichen Verkaufsstellen der SKL entsprechend.

§ 18
Kündigung und Vermögensauseinandersetzung

(1) Dieser Vertrag ist für unbestimmte Zeit abgeschlossen.

(2) Er kann von jedem der Vertragsländer mit einer Frist 
von einem Jahr zum Ende eines Geschäftsjahres, erstmals 
jedoch zum Ende des im Jahr 2014 auslaufenden 
Geschäftsjahres gekündigt werden. Die Kündigung ist 
gegenüber den übrigen Vertragsländern schriftlich zu 
erklären. Die Kündigung wird erst wirksam, wenn für 
das kündigende Vertragsland der Staatsvertrag zum 
Glücksspielwesen in Deutschland oder ein ihm nachfol-
gender Vertrag nicht mehr gilt.

(3) Im Falle der Kündigung durch ein Vertragsland bleibt 
der Vertrag zwischen den übrigen Ländern in Kraft. Eine 
Anschlusskündigung ist nicht zulässig.

(4) Scheidet ein Vertragsland aus diesem Vertrag aus, 
erhält es als Abfi ndung den Anteil am Grundkapital und 
an den Rücklagen der Anstalt, der seinem Anteil am 
Gewinn nach § 9 im Durchschnitt der letzten drei 
Geschäftsjahre entspricht.

(5) Wird die Anstalt aufgelöst, so wird ihr Vermögen nach 
Ablösung etwa bestehender Lasten und Verbindlichkei-
ten unter den Vertragsländern im Verhältnis ihrer Teil-
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nahme am Gewinn nach § 9 im Durchschnitt der letzten 
drei Geschäftsjahre verteilt.

§ 19
Ergänzende Vereinbarungen

Soweit zur Durchführung des Vertrages ergänzende 
Bestimmungen und Regelungen erforderlich werden, sind 
die Finanzministerinnen und Finanzminister der Ver-
tragsländer ermächtigt, diese gemeinsam zu treffen.

§ 20
Ratifizierung, Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Der Vertrag tritt zum 1. Juli 2012 in Kraft.

(2) Dieser Vertrag bedarf der Ratifi kation. Die Ratifi kati-
onsurkunden sind bis zum 30. Juni 2012 bei der Finanzbe-
hörde der Freien und Hansestadt Hamburg zu hinterlegen.

(3) Der Staatsvertrag über die NKL Nordwestdeutsche 
Klassenlotterie in der Fassung vom 27. Juni 2008 bis 1. 
September 2008 (NKL-StV) und der Staatsvertrag über 
eine Staatliche Klassenlotterie in der Fassung vom 30. 
März 1992 bis 26. Mai 1992 (SKL-StV) treten mit Ablauf 
des 30. Juni 2012 außer Kraft.

Für das Land Baden-Württemberg:
Berlin, den 15.12.2011 Winfried  K r e t s c h m a n n

Für den Freistaat Bayern:
Berlin, den 15.12.2011 Horst  S e e h o f e r

Für das Land Berlin:
Berlin, den 15.12.2011 Klaus  W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 15.12.2011 Matthias  P l a t z e c k

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Berlin, den 15.12.2011 Jens  B ö h r n s e n

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Berlin, den 15.12.2011 Olaf  S c h o l z

Für das Land Hessen:
Berlin, den 15.12.2011 Volker  B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, den 15.12.2011 Erwin  S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen:
Berlin, den 15.12.2011 David  M c A l l i s t e r

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Berlin, den 15.12.2011 Hannelore  K r a f t

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Berlin, den 15.12.2011 Kurt  B e c k

Für das Saarland:
Berlin, den 15.12.2011 Annegret  
 K r a m p-K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen:
Berlin, den 15.12.2011 Stanislaw  T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Berlin, den 15.12.2011 Dr. Reiner  H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den 19.01.2012 Peter Harry  C a r s t e n s e n

Für den Freistaat Thüringen:
Berlin, den 15.12.2011 Christine  L i e b e r k n e c h t

– GV. NRW. 2012 S. 386

7123
Prüfungsordnung

der Bezirksregierung Köln für die Durchführung 
von Fortbildungsprüfungen nach § 54 

des Berufsbildungsgesetzes zur Fachwirtin 
für Medien- und Informationsdienste oder zum 
Fachwirt für Medien- und Informationsdienste 

für das Land Nordrhein-Westfalen
Vom 9. März 2012

Bekanntgabe des Ministeriums für Familie, Kinder, 
Jugend, Kultur und Sport

des Landes Nordrhein-Westfalen

Vom 20. August 2012

Die Verordnung der Regierungspräsidentin Köln vom 
9. März 2012 gebe ich hiermit bekannt.

Im Auftrag

Peter L a n d m a n n

Prüfungsordnung
der Bezirksregierung Köln für die Durchführung 

von Fortbildungsprüfungen nach § 54 
des Berufsbildungsgesetzes zur

Fachwirtin für Medien- und Informationsdienste 
oder zum

Fachwirt für Medien- und Informationsdienste
für das Land Nordrhein-Westfalen

Nach § 54 des Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 
(BGBl. I S. 931), zuletzt geändert durch Artikel 24 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854), 
erlässt die Bezirksregierung Köln als zuständige Stelle 
nach § 73 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes die von 
ihrem Berufsbildungsausschuss am 8. März 2012 gemäß 
§ 79 Absatz 4 des Berufsbildungsgesetzes beschlossene 
Prüfungsordnung für die Durchführung von Fortbil-
dungsprüfungen zur Fachwirtin für Medien- und Infor-
mationsdienste / zum Fachwirt für Medien- und Infor-
mationsdienste:

Inhaltsübersicht:

Teil 1
Fortbildungsziel

§ 1  Ziel der Fortbildung

Teil 2
Prüfungsausschüsse

§ 2  Errichtung

§ 3  Zusammensetzung und Berufung

§ 4  Ausschluss und Befangenheit

§ 5  Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

§ 6  Geschäftsführung

§ 7  Verschwiegenheit

Teil 3
Vorbereitung der Fortbildungsprüfung

§ 8  Prüfungstermine und Fristen

§ 9  Zulassungsvoraussetzungen für die Fortbildungs-
prüfung 

§ 10  Anmeldung zur Fortbildungsprüfung

§ 11  Entscheidung über die Zulassung

§ 12  Regelungen für behinderte Menschen

Teil 4
Durchführung der Fortbildungsprüfung

§ 13  Gegenstand und Gliederung der Prüfung

§ 14  Prüfungsaufgaben

§ 15  Schriftlicher Prüfungsteil

§ 16  Praktischer Prüfungsteil
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§ 17  Nichtöffentlichkeit 

§ 18  Leitung, Aufsicht und Niederschrift

§ 19  Ausweispfl icht und Belehrung

§ 20  Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

§ 21  Rücktritt, Nichtteilnahme

Teil 5
Bewertung, Feststellung und Beurkundung 

des Prüfungsergebnisses

§ 22  Bewertungsgrundsätze

§ 23  Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

§ 24  Bewertung der praktischen Prüfung

§ 25  Feststellung des Prüfungsergebnisses und Nieder-
schrift

§ 26  Prüfungszeugnis

§ 27  Nicht bestandene Prüfung

Teil 6
Wiederholungsprüfung

§ 28  Wiederholungsprüfung

Teil 7
Schlussbestimmungen

§ 29  Rechtsbehelfsbelehrung

§ 30  Prüfungsunterlagen

§ 31  Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Teil 1
Fortbildungsziel

§ 1
Ziel der Fortbildung

In der Fortbildungsprüfung wird festgestellt, ob der Prüf-
ling durch die berufl iche Fortbildung vertiefte Kenntnisse, 
Fertigkeiten und Erfahrungen erworben hat, die ihn über 
das Ziel der Berufsausbildung der Fachangestellten für 
Medien- und Informationsdienste hinaus qualifi zieren und 
ihn befähigen, komplexere und verantwortungsvollere 
Aufgaben mit größerem Schwierigkeitsgrad in Einrich-
tungen des Informationswesens, in Archiven, Bibliotheken, 
Bildagenturen, Informations- und Dokumentationsein-
richtungen und medizinischen Dokumentationsstellen 
(Einrichtungen des Informationswesens) wahrzunehmen.

Teil 2
Prüfungsausschüsse

§ 2
Errichtung

Für die Abnahme der Prüfungen errichtet die Bezirksre-
gierung Köln als zuständige Stelle (zuständige Stelle) 
einen Prüfungsausschuss. Bei Bedarf können mehrere 
Prüfungsausschüsse eingerichtet werden.

§ 3
Zusammensetzung und Berufung

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus zwei Beauftrag-
ten der Arbeitgeber, zwei Beauftragten der Arbeitnehmer 
und zwei Lehrkräften eines Fortbildungsträgers.

(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter.

(3) Die Mitglieder und die Stellvertreterinnen oder Stell-
vertreter müssen für die Prüfungsgebiete sachkundig 
und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein. 
Sie sollen insbesondere in der berufl ichen Erwachsenen-
bildung erfahren sein.

(4) Die zuständige Stelle beruft die Mitglieder und stell-
vertretenden Mitglieder für längstens fünf Jahre. Schei-

det ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied aus, 
ist für die restliche Amtszeit eine neue Berufung vorzu-
nehmen.

(5) Die Beauftragten der Arbeitnehmer werden auf Vor-
schlag der im Bezirk der zuständigen Stelle bestehenden 
Gewerkschaften und selbstständigen Vereinigungen von 
Arbeitnehmern mit sozial- und berufspolitischer Zielset-
zung berufen.

(6) Lehrkräfte werden auf Vorschlag der Fortbildungs-
träger berufen.

(7) Werden Mitglieder und stellvertretende Mitglieder 
nicht oder nicht in ausreichender Zahl innerhalb einer 
von der zuständigen Stelle gesetzten angemessenen Frist 
vorgeschlagen, so beruft die zuständige Stelle insoweit 
nach pfl ichtgemäßem Ermessen.

(8) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des 
Prüfungsausschusses können nach Anhörung der an ihrer 
Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen 
werden.

(9) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich. 
Für bare Auslagen und Zeitversäumnis ist, soweit eine 
Entschädigung nicht von anderer Stelle gewährt wird, 
eine angemessene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe 
von der zuständigen Stelle mit Genehmigung der obers-
ten Landesbehörde festgesetzt wird.

(10) Von der Zusammensetzung des Prüfungsausschusses 
nach Absatz 1 darf nur abgewichen werden, wenn 
andernfalls die erforderliche Zahl von Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses nicht berufen werden kann.

§ 4
Ausschluss und Befangenheit

(1) An der Entscheidung über die Zulassung und an der 
Prüfung dürfen Prüfungsausschussmitglieder nicht mit-
wirken, die zu der Prüfungsbewerberin oder zu dem Prü-
fungsbewerber in naher persönlicher, verwandtschaftli-
cher oder wirtschaftlicher Beziehung stehen. Für den 
Ausschluss und die Feststellung der Befangenheit von 
Prüfungsausschussmitgliedern gelten die §§ 20 und 21 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Prüfungsausschussmitglieder, die sich befangen füh-
len oder Prüfl inge, die die Besorgnis der Befangenheit 
geltend machen wollen, haben dies vor Beginn der Prü-
fung der zuständigen Stelle (§ 2), während der Prüfung 
dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses mit-
zuteilen.

(3) Die Entscheidung über den Ausschluss von der Mit-
wirkung trifft die zuständige Stelle, während der Prü-
fung der Prüfungsausschuss ohne Mitwirkung und 
Stimmrecht des oder der Betroffenen. Ausgeschlossene 
Personen dürfen während des weiteren Verlaufs der Prü-
fung nicht zugegen sein.

(5) Ist in den Fällen der Absätze 1 bis 3 eine ordnungsge-
mäße Besetzung des Prüfungsausschusses nicht möglich, 
kann die zuständige Stelle die Durchführung der Prü-
fung einem anderen Prüfungsausschuss übertragen.

§ 5
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Prüfungsausschuss wählt ein Mitglied, das den 
Vorsitz führt und ein weiteres Mitglied, das den Vorsitz 
stellvertretend übernimmt. Das vorsitzende Mitglied und 
seine Stellvertretung sollen nicht derselben Mitglieder-
gruppe angehören.

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn min-
destens vier Mitglieder mitwirken. Er beschließt mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleich-
heit gibt die Stimme des vorsitzenden Mitglieds den Aus-
schlag.

§ 6
Geschäftsführung

(1) Die zuständige Stelle regelt im Einvernehmen mit 
dem Prüfungsausschuss dessen Geschäftsführung, insbe-
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sondere Einladungen, Protokollführung und Durchfüh-
rung der Beschlüsse.

(2) Die Sitzungsprotokolle sind von der Protokollführe-
rin oder dem Protokollführer und dem vorsitzenden Mit-
glied zu unterzeichnen.

§ 7
Verschwiegenheit

Unbeschadet bestehender Informationspfl ichten haben 
die Mitglieder des Prüfungsausschusses und sonstige mit 
der Prüfung befasste Personen über alle Prüfungsvor-
gänge Verschwiegenheit gegenüber Dritten zu wahren. 
Dies gilt nicht gegenüber dem Berufsbildungsausschuss 
und der zuständigen Stelle. Ausnahmen bedürfen der 
Einwilligung der zuständigen Stelle.

Teil 3
Vorbereitung der Fortbildungsprüfung

§ 8
Prüfungstermine und Fristen

(1) Die zuständige Stelle bestimmt in Abstimmung mit 
dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses und 
der Fortbildungsträgerin oder dem Fortbildungsträger 
die Prüfungstermine.

(2) Die zuständige Stelle gibt die Prüfungstermine und 
die Anmeldefristen rechtzeitig in geeigneter Weise 
bekannt. Wird die Anmeldefrist überschritten, kann die 
zuständige Stelle die Annahme der Anmeldung verwei-
gern.

§ 9
Zulassungsvoraussetzungen für die Fortbildungsprüfung 

(1) Auf ihren Antrag werden zu der Fortbildungsprüfung 
zugelassen

1.  Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste 
mit mindestens einjähriger Berufspraxis zum Lehr-
gangsbeginn in Einrichtungen des Informationswe-
sens sowie Beschäftigte mit einer entsprechenden 
Ausbildung und Berufpraxis und

2.  andere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Ein-
richtungen des Informationswesens nach mindestens 
fünfeinhalbjähriger Berufspraxis zum Lehrgangsbe-
ginn mit Tätigkeiten nach dem Berufsbild der 
Fachangestellten für Medien- und Informations-
dienste, sofern sie durch die Teilnahme an berufl ichen 
Fortbildungsmaßnahmen Kenntnisse, Fertigkeiten 
und Erfahrungen im Sinne des § 13 Absatz 1 und 2 
und des § 15 Absatz 3 und 4 erworben haben.

(2) Von dem Erfordernis der Teilnahme an berufl ichen 
Fortbildungsmaßnahmen nach Absatz 1 ist abzusehen, 
wenn der Prüfl ing durch Vorlage von Urkunden oder auf 
andere Weise glaubhaft macht, dass er die Kenntnisse, 
Fertigkeiten und Erfahrungen erworben hat, die die 
Zulassung zur Fortbildungsprüfung rechtfertigen.

(3) Ausländische Berufsbildungsabschlüsse und Zeiten 
der Berufstätigkeit im Ausland im Sinne von Satz 1 und 
Satz 2 sind zu berücksichtigen.

(4) Auf die Zeiten nach Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 wer-
den entsprechende Tätigkeiten mit mindestens der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit in voller Höhe angerechnet. 
Eine Teilzeitbeschäftigung, deren Umfang unter der 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit liegt, wird anteilig 
berücksichtigt.

§ 10
Anmeldung zur Fortbildungsprüfung 

(1) Der Prüfl ing meldet sich bei der zuständigen Stelle 
unter Verwendung deren Anmeldevordrucks zur Prüfung 
an. Der Vordruck enthält einen Hinweis auf das Antrags-
recht behinderter Menschen.

(2) Der Anmeldung sind beizufügen

1.  in den Fällen des § 9 Angaben und Nachweise über 
die Zulassungsvoraussetzungen,

2.  in den Fällen des § 9 Absatz 1 die Anmeldung zur 
Teilnahme an prüfungsvorbereitender Fortbildung,

3.  im Falle des § 12 eine Bescheinigung über Art und 
Umfang der Behinderung oder

4.  bei Wiederholungsprüfungen: Antrag gemäß § 27.

§ 11
Entscheidung über die Zulassung

(1) Über die Zulassung zur Fortbildungsprüfung ent-
scheidet die zuständige Stelle. Hält sie die Zulassungsvo-
raussetzungen für nicht gegeben, so entscheidet der Prü-
fungsausschuss.

(2) Entscheidungen nach den Absätzen 1 und 4 sind 
schriftlich bekannt zu geben. Gleiches gilt für Mitteilun-
gen über den Prüfungszeitpunkt und Prüfungsort sowie 
über die zugelassenen Arbeits- und Hilfsmittel.

(3) Mit der Zulassung sind die Prüfl inge nach § 19 
Absatz 2 zu belehren.

(4) Die Entscheidung über die Nichtzulassung ist dem 
Prüfungsbewerber oder der Prüfungsbewerberin mit 
Angabe der Ablehnungsgründe unverzüglich mitzuteilen.

(5) Ist die Prüfungsbewerberin oder der Prüfungsbewer-
ber aufgrund gefälschter Unterlagen oder falscher Anga-
ben zur Prüfung zugelassen worden oder stellt sich her-
aus, dass die Zulassungsvoraussetzungen des § 9 Absatz 1 
und 2 nicht gegeben sind, so kann der Prüfungsausschuss

1.  die Zulassung bis zum Beginn der Prüfung zurück-
nehmen oder

2.  während der gesamten Prüfungsphase sowie inner-
halb eines Jahres nach dem letzten Prüfungstag die 
Prüfung nach Anhören des Prüfl ings für nicht bestan-
den erklären.

§ 12
Regelungen für behinderte Menschen

(1) Menschen mit Behinderung sind auf deren Antrag die 
der Art und Schwere der Behinderung angemessenen 
Erleichterungen zu gewähren. Die fachlichen Anforde-
rungen sind davon ausgenommen. Art und Umfang der 
im Einzelfall zu gewährenden Erleichterungen sind 
rechtzeitig mit den antragstellenden Prüfl ingen zu erör-
tern.

(2) Mit dem Antrag ist eine Kopie des Feststellungsbe-
scheids des Versorgungsamtes oder eine fachärztliche 
Bescheinigung über Art und Umfang der Behinderung 
vorzulegen.

(3) Über den Antrag auf Erleichterung, der in der Regel 
spätestens drei Monate vor Beginn des jeweiligen Prü-
fungsteils vorliegen muss, entscheidet die zuständige 
Stelle. Sind die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Erleichterungen erst zu einem späteren Zeitpunkt ent-
standen, ist der Antrag unverzüglich zu stellen.

Teil 4
Durchführung der Fortbildungsprüfung

§ 13
Gegenstand und Gliederung der Prüfung

(1) Der Prüfl ing soll nachweisen, dass er über fundierte 
anwendungsbezogene Fachkenntnisse verfügt und damit 
Sachverhalte höheren Schwierigkeitsgrades analysieren 
und kritisch bewerten sowie sach- und zielgerechte, öko-
nomische Lösungen entwickeln, begründen und berufs-
praktisch anwenden kann.

(2) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen Teil und 
einem praktischen Teil. Der schriftliche Prüfungsteil geht 
der praktischen Prüfung voraus. Der schriftliche Prü-
fungsteil gliedert sich in zwei Teilabschnitte, von denen 
der erste aus den drei Fortbildungsbereichen 1 bis 3 des 
Rahmenlehrplans zur Vorbereitung auf die Fortbildungs-
prüfung besteht und spätestens 18 Monate nach dem 
Lehrgangsbeginn absolviert wird. Der zweite Abschnitt 
der schriftlichen Prüfung erfolgt nach Abschluss der 
Fortbildungsbereiche 4 und 5.
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(3) Der Prüfl ing ist auf Antrag von der Ablegung einzel-
ner Prüfungsteile durch die zuständige Stelle zu befreien, 
wenn er eine andere vergleichbare Prüfung vor einer 
öffentlichen oder staatlich anerkannten Bildungseinrich-
tung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss 
erfolgreich abgelegt hat und die Anmeldung zur Fortbil-
dungsprüfung innerhalb von fünf Jahren nach der 
Bekanntgabe des Bestehens der anderen Prüfung erfolgt. 
Eine Anrechnung im Bereich des praktischen Prüfungs-
teils ist nicht möglich.

§ 14
Prüfungsaufgaben

(1) Der Prüfungsausschuss beschließt die Prüfungsauf-
gaben für den schriftlichen Teil der Prüfung sowie die 
Lösungs- und Bewertungshinweise und die zulässigen 
Arbeits- und Hilfsmittel auf der Grundlage der §§ 12 
und 13. Er kann Vorschläge von den Fortbildungsträgern 
berücksichtigen.

(2) Aufgaben, die von einem Gremium bei der zuständi-
gen Stelle erstellt oder ausgewählt werden, das entspre-
chend § 40 Absatz 2 Berufsbildungsgesetz zusammenge-
setzt ist, sind von dem Prüfungsausschuss zu 
übernehmen.

(3) Die Aufgabenstellungen für die praktischen Prü-
fungsarbeiten werden von dem Prüfungsausschuss 
beschlossen. Den Prüfl ingen ist Gelegenheit zu geben, 
Themenvorschläge zu machen.

§ 15
Schriftlicher Prüfungsteil

(1) Im schriftlichen Prüfungsteil sind insgesamt fünf 
Prüfungsarbeiten unter Aufsicht anzufertigen. Die Auf-
sichtarbeiten sind so zu gestalten, dass der Prüfl ing 
nachweisen kann, dass er die Anforderungen des § 13 
erfüllt.

(2) Die Aufsichtarbeiten bestehen in der Regel aus kom-
plexen Situationsbeschreibungen verbunden mit konkre-
ten Arbeitsaufträgen.

(3) Im ersten Prüfungsteil sind nach Abschluss der Fort-
bildungsbereiche 1 bis 3 des Rahmenlehrplans zur Vorbe-
reitung auf die Fortbildungsprüfung Aufsichtarbeiten 
aus folgenden Fortbildungsbereichen zu fertigen:

1.  Prüfungsbereich: Grundlagen, Struktur und Entwick-
lung des Informationswesens

 a) Strukturen des Informationswesens

 b)  Geschichte des Informationswesens in Deutsch-
land

  c)  Historisches Grundlagenwissen, Quellenkunde

  d)  Informationswissenschaft in Deutschland

2.  Prüfungsbereich: Recht im berufl ichen Kontext

  a)  Grundlagen des nationalen und europäischen 
Rechts

  b)  Verwaltungsrecht und Verwaltungsverfahrensrecht

  c)  Rechtsstellung der Einrichtungen des Informati-
onswesens

  d)  Informationsfreiheit, Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung und Persönlichkeitsrechte

  e)  Rechtliche Grundlagen für Akquise und Über-
nahme von Informationsressourcen

  f)  Rechtsfragen der Benutzung

  g)  Urheber- und Medienrecht

3.  Prüfungsbereich: Organisation und Management in 
Einrichtungen des Informationswesens

  a)  Betriebswirtschaft und Betriebsführung

  b)  Finanzwesen

  c)  Marketing

  d)  Personalrecht und Personalwirtschaft

  e)  Medien- und Benutzeranalyse

  f)  Kommunikations- und Informationstechnik.

(4) Im zweiten Prüfungsteil sind nach Abschluss der 
Fortbildungsbereiche 4 und 5 folgende Aufsichtarbeiten 
zu fertigen:

4.  Prüfungsbereich: Produkte und Dienstleistungen in 
Einrichtungen des Informationswesens

  a)  Überlieferungsbildung, Erwerbung und Über-
nahme

  b)  Erschließung

  c)  Aufbewahrung, Bereitstellung, Sicherung und 
Bestandspräsentation

5.  Prüfungsbereich: Informations- und Benutzungs-
dienste

  a)  Informationsvermittlung

  b)  Management und Technik

  c)  Pädagogische Grundlagen, Informations- und 
Medienkompetenz

  d)  Kundenakquise und Kundenbindung.

(5) Für die Bearbeitung der schriftlichen Aufsichtarbeiten 
aus den Prüfungsbereichen 1 und 2 stehen jeweils 180 
Minuten zur Verfügung; für die Bearbeitung der schriftli-
chen Aufsichtarbeiten aus den Prüfungsbereichen 3, 4 und 
5 stehen jeweils 240 Minuten zur Verfügung.

§ 16
Praktischer Prüfungsteil

(1) Der praktische Teil der Prüfung besteht aus einer 
praktischen Prüfungsarbeit und einem Prüfungsge-
spräch.

(2) In der praktischen Prüfungsarbeit soll der Prüfl ing 
nachweisen, dass er ein komplexes Thema aus der Praxis 
von Einrichtungen des Informationswesens unter 
Berücksichtigung der einschlägigen Fachliteratur selbst-
ständig bearbeiten und die Arbeitsergebnisse darstellen 
kann. Inhaltlicher Rahmen für die Aufgabenstellung der 
praktischen Prüfungsarbeit sind die Fortbildungsberei-
che 1 bis 5 des Rahmenlehrplans zur Vorbereitung auf die 
Fortbildungsprüfung.

(3) Für die Anfertigung der praktischen Prüfungsarbeit 
steht dem Prüfl ing eine Frist von zwei Monaten zur Ver-
fügung. Die Frist beginnt am Tag nach der Bekanntgabe 
der Aufgabenstellung für die praktische Prüfungsarbeit.

(4) Die praktische Prüfungsarbeit

1.  ist gedruckt und in digitaler Form (Datenträger im 
pdf-Format) vorzulegen,

2.  ist mit Seitenzahlen und einer Inhaltsübersicht zu 
versehen,

3.   hat die benutzten Quellen anzugeben und nachzuwei-
sen,

4.  soll ohne Anlagen zwischen 15 und 30 Seiten des For-
mats DIN A 4 umfassen,

5.  ist in Schriftgröße 11, Schrifttyp Arial, mit 1,5-fachem 
Zeilenabstand und einem Korrekturrand von 5 cm 
anzufertigen.

(5) Die Arbeit muss fristgerecht in vierfacher Ausferti-
gung als gedruckte Form und in einfacher Ausfertigung 
als Digitalisat bei der zuständigen Stelle eingegangen 
sein. Die Übermittlung der Arbeit durch Telekommunika-
tion ist ausgeschlossen. Der Prüfl ing hat für die Arbeit 
schriftlich zu versichern, dass er sie selbstständig verfasst 
und die benutzten Quellen vollständig angegeben hat.

(6) Die praktische Prüfungsarbeit ist Ausgangspunkt für 
das folgende Prüfungsgespräch, das in drei zeitlich 
zusammenhängenden Abschnitten vollzogen wird. Es 
beginnt mit der Präsentation der praktischen Prüfungs-
arbeit durch den Prüfl ing, die höchstens zehn Minuten 
dauern soll. Der Präsentation folgt die vertiefende Erör-
terung der praktischen Prüfungsarbeit zwischen Prü-
fungsausschuss und Prüfl ing, die höchstens 20 Minuten 
dauern soll.

(7) Der letzte Abschnitt des Prüfungsgesprächs, für den 
höchstens 15 Minuten vorgesehen sind, ist dem Fortbil-
dungsbereich 5.3 b „Konzepte und Dienstleistungen ein-
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zelner Fachrichtungen“ vorbehalten. Der Prüfl ing wählt 
hierfür einen der in diesem Fortbildungsbereich aufge-
führten Wahlpfl ichtbereiche aus. Hat der Prüfl ing in der 
praktischen Arbeit ein Thema aus den Wahlpfl ichtberei-
chen unter 5.3.b bearbeitet, muss für den zweiten Teil des 
Prüfungsgesprächs ein Thema aus dem Fortbildungsbe-
reich 4 „Produkte und Dienstleistungen in Einrichtungen 
des Informationswesens“ und dem Fortbildungsbereich 5 
„Informationsdienste und Benutzungsdienste“, mit Aus-
nahme des Wahlpfl ichtbereichs 5.3.b gestellt werden. Der 
Prüfl ing kann eine von zwei ihm zur Wahl gestellten pra-
xisbezogenen Aufgaben wählen.

(8) Das Prüfungsgespräch soll insgesamt höchstens 45 
Minuten dauern.

§ 17
Nichtöffentlichkeit

(1) Die Prüfungen sind nicht öffentlich.

(2) Vertreter der zuständigen Stelle und Mitglieder oder 
stellvertretende Mitglieder des Berufsbildungsausschus-
ses können anwesend sein. Der Prüfungsausschuss kann 
im Einvernehmen mit der zuständigen Stelle andere Per-
sonen als Gäste zulassen, sofern keiner der Prüfl inge Ein-
wendungen dagegen erhebt. § 6 gilt für anwesende Dritte 
sinngemäß.

(3) An der Beratung über das Prüfungsergebnis im Sinne 
der §§ 24 und 25 dürfen nur Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses beteiligt sein.

§ 18
Leitung, Aufsicht und Niederschrift

(1) Die Prüfung wird unter Leitung des Vorsitzes vom 
Prüfungsausschuss abgenommen.

(2) Die zuständige Stelle regelt im Einvernehmen mit 
dem Prüfungsausschuss die Aufsichtsführung während 
der schriftlichen Prüfungen. Die Aufsichtsführung soll 
sicherstellen, dass die Prüfl inge selbstständig und nur 
mit den erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln arbeiten.

(3) Die schriftlichen Prüfungsaufgaben sind getrennt 
nach Fächern in verschlossenen Umschlägen aufzube-
wahren. Die Umschläge werden erst an den Prüfungsta-
gen in Anwesenheit der Prüfl inge geöffnet. Bei jeder Auf-
gabe sind die Zeit, in der sie zu lösen ist, und die 
Hilfsmittel, die benutzt werden können, anzugeben.

(4) Spätestens mit Ablauf der festgelegten Bearbeitungs-
zeit müssen die schriftlichen Prüfungsarbeiten abgege-
ben werden. Beizufügen sind den Arbeiten alle Entwürfe 
und Arbeitsbogen. Die Aufsichtsführende oder der Auf-
sichtführende vermerkt auf der Arbeit den Zeitpunkt der 
Abgabe.

(5) Über den Ablauf der schriftlichen Prüfung ist durch 
die Aufsicht eine Niederschrift nach dem von der zustän-
digen Stelle vorgegebenen Vordruck zu fertigen. Die Nie-
derschrift über die schriftliche Prüfung enthält

1.  die Namensliste der Prüfl inge,

2.  die Unterschriften aller Aufsichtführenden und die 
Zeiten der Aufsicht,

3.  den Beginn der Aufgabenstellung,

4.  den Zeitpunkt, zu dem einzelne Prüfl inge den Raum 
verlassen und wieder zurückkehren,

5.  den Vermerk, dass auf die Folgen der Verwendung 
unerlaubter Hilfsmittel, Täuschungen, Täuschungs-
versuche oder der Mitwirkung an Täuschungen hin-
gewiesen worden ist,

6.   Vermerke besonderer Vorkommnisse.

§ 19
Ausweispflicht und Belehrung

(1) Die Prüfl inge haben sich auf Verlangen des Vorsitzes 
oder der Aufsichtsführung über ihre Person auszuweisen.

(2) Sie sind vor Beginn der Prüfung über den Prüfungs-
ablauf, die zur Verfügung stehende Zeit, die zugelassenen 
Arbeits- und Hilfsmittel sowie über die Folgen von Täu-

schungshandlungen, Ordnungsverstößen und einem 
Rücktritt während der Prüfung zu belehren.

(3) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind nicht mit 
dem Namen der Prüfungsabsolventen, sondern mit 
Kennziffern zu versehen.

§ 20
Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1) Unternimmt es ein Prüfl ing, das Ergebnis einer Prü-
fungsleistung durch Täuschung, Benutzung nicht zuge-
lassener Arbeits- und Hilfsmittel, unzulässige Hilfe 
anderer Prüfungsteilnehmer oder Dritter oder durch Ein-
wirken auf Prüfungsorgane oder auf von diesen mit der 
Wahrnehmung von Prüfungsangelegenheiten beauftragte 
Personen zum eigenen oder fremden Vorteil zu beeinfl us-
sen, liegt eine Täuschungshandlung vor.

(2) Wird während der Prüfung festgestellt, dass ein Prüf-
ling eine Täuschungshandlung begeht oder einen ent-
sprechenden Verdacht hervorruft, ist der Sachverhalt von 
der Aufsichtsführung durch Niederschrift festzustellen. 
Der Prüfl ing kann die Prüfung vorbehaltlich der Ent-
scheidung des Prüfungsausschusses über die Täu-
schungshandlung fortsetzen.

(3) Liegt eine Täuschungshandlung vor, wird die von der 
Täuschungshandlung betroffene Prüfungsleistung mit 
der Note „ungenügend“ (0 Punkte) bewertet. In schweren 
Fällen, insbesondere bei vorbereiteten Täuschungshand-
lungen kann der Prüfungsausschuss den Prüfungsteil 
oder die gesamte Prüfung mit der Note „ungenügend“ 
(0 Punkte) bewerten.

(4) Wird eine Täuschungshandlung erst nach der Prüfung 
bekannt, kann der Prüfungsausschuss in schweren Fällen 
innerhalb eines Jahres nach Abschluss der Prüfung die 
Prüfung für nicht bestanden erklären. Ein bereits erteil-
tes Zeugnis ist einzuziehen. Die Jahresfrist gilt nicht in 
den Fällen, in denen der Prüfl ing über seine Teilnahme an 
der Prüfung getäuscht hat.

(5) Behindert ein Prüfl ing durch sein Verhalten die Prü-
fung und kann die Prüfung aus diesem Grunde nicht 
ordnungsgemäß durchgeführt werden, ist er von der Teil-
nahme auszuschließen. Die Aufsichtführung entscheidet 
über den Ausschluss. Die endgültige Entscheidung über 
die Folgen für den Prüfl ing hat der Prüfungsausschuss 
unverzüglich zu treffen.

(6) Liefert ein Prüfl ing eine Prüfungsarbeit ohne ausrei-
chenden Grund nicht rechtzeitig ab, so wird sie mit der 
Note „ungenügend“ (0 Punkte) bewertet.

(7) Die Absätze 3 bis 6 gelten im Zusammenhang mit 
dem praktischen Teil der Prüfung entsprechend.

(8) Vor Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach 
den Absätzen 3 und 4 ist der Prüfl ing anzuhören.

§ 21
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Der Prüfl ing kann vor Beginn der Prüfung durch 
schriftliche Erklärung von der Prüfung zurücktreten. In 
diesem Fall gilt die Prüfung als nicht begonnen.

(2) Nimmt der Prüfl ing aus wichtigem Grund an Teilen 
der Prüfung nicht teil, sind diese nachzuholen; bereits 
erbrachte selbstständige Prüfungsleistungen werden 
anerkannt. Selbstständige Prüfungsleistungen sind sol-
che, die thematisch klar abgrenzbar und nicht auf eine 
andere Prüfungsleistung bezogen sind sowie eigenstän-
dig bewertet werden können. Der Prüfungsausschuss 
bestimmt das weitere Verfahren im Einvernehmen mit 
der zuständigen Stelle.

(3) Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der Prüfung oder 
nimmt der Prüfl ing ohne Nachweis eines wichtigen 
Grundes an der Prüfung nicht teil, so wird die Prüfung 
mit 0 Punkten bewertet und ist somit nicht bestanden.

(4) Bei zeitlich auseinanderfallenden Teilen der Fortbil-
dungsprüfung gelten die Absätze 1 bis 3 für den jeweili-
gen Teil.

(5) Der wichtige Grund nach Absatz 2 ist unverzüglich 
mitzuteilen und nachzuweisen. Im Krankheitsfall ist die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes erforderlich.
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(6) Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes entschei-
det der Prüfungsausschuss nach Anhörung des Prüfl ings.

Teil 5
Bewertung, Feststellung und Beurkundung des 

Prüfungsergebnisses

§ 22
Bewertungsgrundsätze

(1) Die Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewerten:

100 bis 92 Punkte: sehr gut (1) = eine den Anforderungen 
in besonderem Maße entsprechende Leistung;

unter 92 bis 81 Punkte: gut (2) = eine den Anforderungen 
voll entsprechende Leistung;

unter 81 bis 67 Punkte: befriedigend (3) = eine im Allge-
meinen den Anforderungen entsprechende Leistung;

unter 67 bis 50 Punkte: ausreichend (4) = eine Leistung, 
die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht;

unter 50 bis 30 Punkte: mangelhaft (5) = eine den Anfor-
derungen nicht entsprechende Leistung, die jedoch 
erkennen lässt, dass die notwendigen Grundkenntnisse 
vorhanden sind und die Mängel in absehbarer Zeit beho-
ben werden können;

unter 30 bis 0 Punkte: ungenügend (6) = eine den Anfor-
derungen nicht entsprechende Leistung, bei der selbst 
die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass die Mängel 
in absehbarer Zeit nicht behoben werden können.

(2) Die einzelnen Prüfungsleistungen sowie das Gesamt-
ergebnis werden auf der Grundlage eines Umrechnungs-
schlüssels (Anlage) benotet und mit einer Dezimalstelle 
nach dem Komma ausgewiesen. Hierbei wird ab einem 
halben Punkt aufgerundet, im Übrigen abgerundet. Ein-
zel- und Gesamtergebnisse zwischen 49,5 und 50 Punk-
ten bzw. zwischen 29,5 und 30 Punkten werden nicht 
aufgerundet.

§ 23
Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

(1) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung über die 
Ergebnisse der schriftlichen Prüfung ist jede Prüfungs-
arbeit von jeweils zwei Mitgliedern des Prüfungsaus-
schusses selbstständig und unabhängig voneinander zu 
beurteilen und zu bewerten. Die Gutachter halten die 
für die Bewertung erheblichen Tatsachen fest. Sie sol-
len nicht derselben Mitgliedergruppe angehören. Die 
Prüfungsarbeiten sowie die Bewertungsunterlagen ste-
hen anschließend allen Mitgliedern des Prüfungsaus-
schusses zur Einsichtnahme zur Verfügung. Jedes Mit-
glied ist berechtigt, eine vom Urteil der Gutachter 
abweichende Beurteilung mit Begründung schriftlich 
zu vermerken. Der Prüfungsausschuss bewertet die 
Arbeiten endgültig.

(2) Der Prüfungsausschuss kann zur Bewertung einzel-
ner, nicht mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen 
gutachterliche Stellungnahmen Dritter einholen. Im 
Rahmen der Begutachtung sind die für die Bewertung 
erheblichen Tatsachen festzuhalten. Personen, die nach 
§ 4 von der Mitwirkung im Prüfungsausschuss auszu-
schließen sind, dürfen nicht als Gutachter tätig werden.

(3) Der Prüfungsausschuss beschließt die Ergebnisse der 
schriftlichen Aufsichtsarbeiten im ersten und im zweiten 
Abschnitt des schriftlichen Teils der Prüfung. Diese sind 
den Prüfungsabsolventen jeweils nach dem Beschluss der 
Ergebnisse schriftlich bekannt zu geben.

§ 24
Bewertung der praktischen Prüfung

(1) Die praktischen Prüfungsarbeiten sind von jeweils 
zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses nach den Vor-
gaben des § 22 zu beurteilen und zu bewerten.

(2) Das Prüfungsgespräch im Rahmen des praktischen 
Teils der Prüfung ist von allen Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses zu beurteilen und zu bewerten.

(3) Bei der Ermittlung des Ergebnisses des praktischen 
Teils der Prüfung (§ 16) fl ießen das Ergebnis der prakti-
schen Prüfungsarbeit mit einem Anteil von 40 Prozent, 
das Ergebnis der mündlichen Präsentation und vertie-
fenden Erörterung mit einem Anteil von 30 Prozent und 
das Ergebnis des Prüfungsgesprächs mit einem Anteil 
von 30 Prozent ein.

(4) Der Prüfungsausschuss beschließt die Ergebnisse der 
praktischen Prüfung.

§ 25
Feststellung des Prüfungsergebnisses und Niederschrift

(1) Im Anschluss an die letzte Prüfungsleistung stellt der 
Prüfungsausschuss das Gesamtergebnis der Prüfung fest.

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses haben die 
Ergebnisse der drei schriftlichen Prüfungsarbeiten des 1. 
Prüfungsabschnitts jeweils das einfache Gewicht, die 
Ergebnisse der zwei schriftlichen Prüfungsarbeiten des 
2. Prüfungsabschnitts (§ 15) das eineinhalbfache Gewicht 
und die Gesamtnote aus dem praktischen Teil der Prü-
fung (§ 24 Absatz 3) das zweifache Gewicht. Das Gesamt-
ergebnis wird in der Weise ermittelt, dass die Punkte für 
die schriftlichen Prüfungsarbeiten und die praktische 
Prüfung addiert und durch die Zahl acht geteilt werden.

(3) Sind die Prüfungsleistungen in einem Prüfungsbe-
reich mit „ungenügend“ bewertet worden, so ist die Prü-
fung nicht bestanden.

(4) Die Prüfung ist bestanden, wenn – errechnet auf der 
Grundlage einer je einfachen Gewichtung – die Summe 
der Punkte in mindestens vier schriftlichen Aufsichtsar-
beiten und in der praktischen Prüfung im Gesamtergeb-
nis mindestens 400 Punkte ergibt.

(5) In den Fällen, in denen bis zu zwei schriftliche Prü-
fungsarbeiten mit mangelhaft bewertet wurden, ist dem 
Prüfl ing eine mündliche Ergänzungsprüfung in einem 
der mit mangelhaft bewerteten Prüfungsbereiche seiner 
Wahl anzubieten. Die Dauer der Ergänzungsprüfung 
sollte 20 Minuten nicht überschreiten. Bei der Ermittlung 
der Note ist das Ergebnis der schriftlichen Prüfungsar-
beit und das der mündlichen Ergänzungsprüfung im Ver-
hältnis 2 zu 1 zu gewichten.

(6) Die mündliche Ergänzungsprüfung wird vom vorsit-
zenden Mitglied mit je zwei weiteren Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses durchgeführt, die jeweils anderen 
Mitgliedergruppen angehören sollen und vom Prüfungs-
ausschuss bestimmt werden.

(7) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
teilt den Prüfl ingen im Anschluss an die Feststellung des 
Prüfungsergebnisses mit, ob und mit welcher Gesamt-
note die Fortbildungsprüfung bestanden wurde. Hierüber 
ist am selben Tag eine von dem vorsitzenden Mitglied des 
Prüfungsausschusses zu unterzeichnende Bescheinigung 
auszuhändigen.

(8) Über die Feststellung der einzelnen Prüfungsergeb-
nisse und des Gesamtergebnisses der Prüfung ist eine 
Niederschrift auf den von der zuständigen Stelle ausge-
gebenen Formularen zu fertigen. Sie ist von den Mitglie-
dern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen und der 
zuständigen Stelle vorzulegen.

§ 26
Prüfungszeugnis

(1) Bei bestandener Prüfung erhält der Prüfl ing von der 
zuständigen Stelle ein Zeugnis. Eine weitere Ausferti-
gung des Zeugnisses wird von der zuständigen Stelle zu 
den Prüfungsakten genommen.

(2) Das Prüfungszeugnis enthält

1.  die Bezeichnung „Prüfungszeugnis nach § 56 Absatz 
1 Berufsbildungsgesetz“,

2.  die Personalien des Prüfl ings,

3.  die Bezeichnung der Fortbildungsprüfung,

4.  das Thema der praktischen Prüfungsarbeit,

5.  die Ergebnisse der einzelnen Prüfungsleistungen,

6.  die Gesamtnote,
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7.  das Datum des Bestehens der Prüfung,

8.  die Unterschriften des vorsitzenden Mitglieds des 
Prüfungsausschusses und einer Vertreterin oder eines 
Vertreters der zuständigen Stelle,

9.  das Siegel der zuständigen Stelle.

(3) Dem Zeugnis ist auf Antrag des Prüfl ings eine eng-
lischsprachige und eine französischsprachige Überset-
zung beizufügen.

§ 27
Nicht bestandene Prüfung

(1) Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Prüfl ing 
von der zuständigen Stelle einen schriftlichen Bescheid. 
Darin ist anzugeben, in welchen Prüfungsbereichen 
(§ 28 Absatz 2) keine ausreichenden Leistungen 
erbracht worden sind und welche Prüfungsbereiche in 
einer Wiederholungsprüfung nicht mehr wiederholt 
werden müssen.

(2) Auf die besonderen Bedingungen der Wiederholungs-
prüfung nach § 28 ist hinzuweisen.

Teil 6
Wiederholungsprüfung

§ 28
Wiederholungsprüfung

(1) Eine nicht bestandene Abschlussprüfung kann zwei-
mal wiederholt werden. Es gelten die in der Wiederho-
lungsprüfung erzielten Ergebnisse. Der erste Teilab-
schnitt der schriftlichen Prüfungsarbeiten kann nicht 
eigenständig wiederholt werden.

(2) In einer Wiederholungsprüfung sind auf Antrag des 
Prüfl ings selbstständige Prüfungsbereiche nicht mehr zu 
wiederholen, in denen in der vorausgegangenen Prüfung 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht wurden, 
sofern sich der Prüfl ing innerhalb von zwei Jahren – 
gerechnet ab dem Tage der Feststellung der nicht bestan-
denen Prüfung – zur Wiederholungsprüfung anmeldet. 
Die Bewertung der Prüfungsleistungen aus vorangegan-
gen Prüfungen ist zu übernehmen.

(3) Die Vorschriften über die Anmeldung und Zulassung 
zur Prüfung (§§ 9 bis 11) gelten sinngemäß. Bei der 
Anmeldung sind zudem Ort und Datum der vorangegan-
genen Prüfung anzugeben.

(4) Die zuständige Stelle bestimmt im Benehmen mit 
dem Prüfungsausschuss die Termine für die Wiederho-
lungsprüfung. Die Prüfung kann frühestens zum nächs-
ten Prüfungstermin wiederholt werden.

Teil 7
Schlussbestimmungen

§ 29
Rechtsbehelfsbelehrung

Maßnahmen und Entscheidungen des Prüfungsausschus-
ses sowie der zuständigen Stelle sind bei ihrer schriftli-
chen Bekanntgabe an die Prüfungsbewerber und 
 Prüfungsbewerberinnen bzw. Prüfl inge mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen. Diese richtet sich nach der 
Verwaltungsgerichtsordnung.

§ 30
Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist dem Prüfl ing nach Abschluss der Prü-
fung Einsicht in seine Prüfungsunterlagen zu gewäh-
ren. Die schriftlichen Prüfungsarbeiten und die prak-
tische Prüfungsarbeit sind zwei Jahre aufzubewahren, 
die Anmeldungen nach § 9 und die Niederschriften 
gemäß § 18 Absatz 5 und § 25 Absatz 1 sind zehn Jahre 
aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit 
dem Zugang des Prüfungsbescheides nach § 26 Absatz 
1 bzw. § 27 Absatz 1. Der Ablauf der vorgenannten 
Fristen wird durch das Einlegen eines Rechtsmittels 
gehemmt.

§ 31
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes 
Nordrhein-Westfalen in Kraft.

Gleichzeitig tritt die bisherige Prüfungsordnung vom 23. 
Mai 2011 (GV. NRW 2012 S. 83) außer Kraft.

Die Regierungspräsidentin Köln

Gisela  W a l s k e n

Umrechnungsschlüssel

Note Punkte Note Punkte Note Punkte Note Punkte Note Punkte

1,0 100 2,0 85 3,0 73 4,0 57 5,0 38

1,1 98 2,1 84 3,1 71 4,1 55 5,1 36

1,2 96 2,2 83 3,2 70 4,2 54 5,2 34

1,3 94 2,3 82 3,3 68 4,3 52 5,3 32

1,4 92 2,4 81 3,4 67 4,4 50 5,4 30

1,5 91 2,5 80 3,5 66 4,5 49 5,5 29

1,6 90 2,6 79 3,6 64 4,6 47 5,6 23

1,7 89 2,7 77 3,7 62 4,7 45 5,7 17

1,8 88 2,8 76 3,8 61 4,8 43 5,8 12

1,9 87 2,9 74 3,9 59 4,9 41 5,9 6

6,0 = unter 6 Punkte

– GV. NRW. 2012 S. 389

20323
Verordnung zur Änderung 

der Versorgungszuständigkeitsverordnung 
Vom 3. September 2012

Artikel 1
§ 8 der Versorgungszuständigkeitsverordnung vom 
22. März 1978 (GV. NRW. S. 150), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 26. Oktober 2010 (GV. NRW. S. 548), 
wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 wird Satz 2 aufgehoben.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Die Verordnung wird erlassen

1  von der Landesregierung auf Grund des § 80 Abs. 3 
des Landesbeamtengesetzes – LBG – vom 21. April 
2009 (GV. NRW. S. 224),

2.  von der Präsidentin des Landtags, von der Minister-
präsidentin, von der Ministerin für Schule und Weiter-
bildung, vom Finanzminister, vom Minister für Wirt-
schaft, Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk, 
vom Minister für Inneres und Kommunales, vom 
Minister für Arbeit, Integration und Soziales, vom Jus-
tizminister, vom Minister für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz, vom 
Minister für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Verkehr, von der Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung, von der Ministerin für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport, der Ministerin für 
Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter und von 
der Präsidentin des Landesrechnungshofes, jeweils auf 
Grund des § 2 Abs. 3 des Landesbeamtengesetzes vom 
21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), des § 29 Abs. 1, § 35 
Abs. 3 Satz 2, § 38 Abs. 5 Satz 2, § 44 Abs. 2 Satz 1, 
§ 45 Abs. 3 Satz 2, § 49 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 6 und 
§ 62 Abs. 3 Satz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes – 
BeamtVG – vom 24. August 1976 (BGBl. I S. 2485) in 
der am 31. August 2006 geltenden Fassung sowie des 
§ 69 BeamtVG in der am 31. August 2006 geltenden 
Fassung in Verbindung mit § 148 Abs. 3 Satz 2, § 152 
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Abs. 5 Satz 2, § 159 Abs. 2 Satz 1 und § 160 Abs. 3 
Satz 3 LBG in der vor dem 1. Mai 1981 geltenden Fas-
sung, in den Fällen des § 49 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG in 
der am 31. August 2006 geltenden Fassung im Einver-
nehmen mit dem Finanzminister.

Düsseldorf, den 28. August 2012

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

zugleich für 
die Ministerin für Gesundheit,
Emanzipation, Pfl ege und Alter

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r-B o r j a n s

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales

Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister 
zugleich für den 

Minister für Inneres und Kommunales

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Der Minister 
für Bauen, Wohnen,

Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Ute  S c h ä f e r

Düsseldorf, den 29. August 2012

Die Präsidentin des Landtags
Nordrhein-Westfalen

Carina  G ö d e c k e

Düsseldorf, den 3. September 2012

Die Präsidentin 
des Landesrechnungshofes

Dr. Brigitte  M a n d t

– GV. NRW. 2012 S. 395

Einzelpreis dieser Nummer 2,70 Euro
zuzügl. Porto- und Versandkosten

Bestellungen, Anfragen usw. sind an den A. Bagel Verlag zu richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für
Abonnementsbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 38 (8.00–12.30 Uhr), 40237 Düsseldorf

Bezugspreis halbjährlich 33,50 Euro (Kalenderhalbjahr). Jahresbezug 67,– Euro (Kalenderjahr), zahlbar im Voraus. Abbestellungen für Kalenderhalbjahres-
bezug müssen bis zum 30. 4. bzw. 31. 10., für Kalenderjahresbezug bis zum 31. 10. eines jeden Jahres beim A. Bagel Verlag vorliegen.

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt.

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur auf Grund schriftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Gesetz- und Verordnungsblattes für das Land Nordrhein-Westfalen mög-
lichst innerhalb eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzu-
beugen. Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.

Herausgeber: Landesregierung Nordrhein-Westfalen, Haroldstraße 5, 40213 Düsseldorf 
Herstellung und Vertrieb im Namen und für Rechnung des Herausgebers: A. Bagel Verlag, Grafenberger Allee 82, 40237 Düsseldorf 

Druck: TSB Tiefdruck Schwann-Bagel, Düsseldorf und Mönchengladbach
ISSN 0177-5359


